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Hamburg, 18. August 2018 

Unternehmer können Bearbeitungsentgelte bei Finan-

zierungen zurückfordern 

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat in jüngster Zeit seine Rechtsprechung zu Darlehen 

fortentwickelt und nun auch Unternehmern das Recht zugesprochen, Bearbeitungs-

entgelte bei Darlehen und Krediten zurückzufordern. 

Bereits im Jahr 2014 entschied der BGH (24.10.2014 – XI ZR 348/13), dass Banken bei 

der Kreditvergabe von Verbrauchern zu Unrecht sogenannte Bearbeitungsgebühren 

verlangt hatten. Entsprechende Preisklauseln, die ein einmaliges, laufzeitunabhängi-

ges Entgelt für die Bearbeitung des Kreditantrages vorsahen, seien unwirksam. Dieses 

Geld konnten die Kunden zurückverlangen.  

Die am heutigen Tag veröffentlichten Urteile des BGH vom 4.7.2017 (XI ZR 562/15 und 

XI ZR 233/16) legen fest, dass die gleichen Grundsätze auch für Bearbeitungsentgelte 

gelten, welche Banken von Unternehmern verlangten. Auch in diesen Fällen würde es 

sich um Preisnebenabreden handeln, welchen keine eigenständigen Leistungen der 

Banken gegenüberstehen. Bei den dem BGH vorliegenden Fällen handelte es sich um 

Immobiliardarlehen. Die Entscheidungen sind allerdings auf sämtliche Darlehen an-

wendbar, in denen sich Bank und Unternehmer als Vertragspartner gegenüberstehen, 

z.B. bei Kontokorrentkrediten, Rahmenkrediten und Unternehmensfinanzierungen. 

Für Unternehmenskunden, welche etwa zur Finanzierung ihres Bauvorhabens ent-

sprechende Bearbeitungsentgelte zahlen mussten, bietet sich jetzt also die Gelegen-

heit, diese Kreditkosten erfolgreich von der jeweiligen Bank zurückzufordern. Da die 

Bearbeitungsentgelte regelmäßig zwischen 0,5 und 3 % der Darlehenssumme aus-

machten, können sich bei entsprechend hohen Darlehen (z.B. 1 Mio. Euro) ganz er-

hebliche Rückforderungsansprüche ergeben (z.B. 30.000 Euro).  

Bei Förderdarlehen kann eine Bearbeitungsgebühr jedoch zulässig sein (BGH, Urteile 

vom 16.02.2016, XI ZR 63/15, XI ZR 73/15 und XI ZR 454/14). Ebenso können Bearbei-

tungsentgelte zulässig sein, wenn dem eine konkrete Dienstleistung im Interesse des 

Kunden gegenübersteht. Entsprechend sollten die Umstände vorab geprüft werden. 

Die Verjährungsfrist beträgt regelmäßig drei Jahre. Der BGH hält in seinen heute ver-

öffentlichten Entscheidungen fest, dass es Unternehmern schon mit Ablauf des Jahres 

2011 zumutbar gewesen sei, ihre Rückforderungsansprüche gelten zu machen. Für im 

Jahr 2014 entrichtete Gebühren droht somit die Verjährung mit Ablauf des 31.12.2017.  

Kontakt: Ulrich Husack, JUEST+OPRECHT Rechtsanwälte PartmbB, Goetheallee 6, 

22765 Hamburg, Tel 040 / 38 93 536, E-Mail husack@juestundoprecht.com 

http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=pm&Datum=2017&nr=79296&linked=urt&Blank=1&file=dokument.pdf
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